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Originalaussagen 
Kitas als Ort der frühen Bildung 
 

CDU / CSU - Wir werden es unseren Familien leichter machen. Wir werden 

sie finanziell entlasten und ihnen geben, was für alle wichtig ist: 

Zeit füreinander, Sicherheit, mehr finanzielle Spielräume, gute 

Schulen und Kitas. (S. 75) 

- Eltern und Kinder haben ein Recht auf eine qualitativ 

hochwertige Kinderbetreuung, die verlässlich und dem Bedarf 

angemessen ist. (S.75) 

- Wir werden den Kita-Ausbau und die Weiterentwicklung der 

Qualität auch über 2022 hinaus weiter fördern. Damit helfen wir 

Kindern in ihrer Entwicklung und unterstützen Eltern bei der 

Vereinbarkeit von Familien und Beruf.  

- Wir werden die Einrichtungen der frühen Bildung zu qualitativ 

hochwertigen Bildungsorten weiterentwickeln und so einen 

zentralen Beitrag leisten, um Herkunft und Bildungserfolg zu 

entkoppeln.  

- Wir werden den Erwerb der deutschen Sprache so früh wie 

möglich fördern, insbesondere durch verbindliche, fortlaufende 

und standardisierte Diagnoseverfahren. Ab einem Alter von 

drei Jahren kommen verbindliche Sprachstands-Tests mit 

qualitativ wirksamen Sprachförderangeboten für alle Kinder 

hinzu.  

- Dort, wo ein besonderer Sprachförderbedarf festgestellt wird, 

muss eine verpflichtende, qualitativ wirksame und 

durchgehende Sprachförderung in einer Kindertagesstätte 

oder Vorschule erteilt werden.  

- Für jedes dieser Kinder soll ein individueller Sprachförderplan 

erstellt werden, der Förderziele, Dauer und Umfang der 

konkreten Maßnahmen neben der durchgängigen, integrierten 

Sprachförderung umfasst. Jedes Grundschulkind muss 
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grundsätzlich vor seiner Einschulung der deutschen Sprache 

mächtig sein, um dem Unterricht von der ersten Klasse an 

folgen zu können.  

- Wir unterstützen das Bundesprogramm „Sprach-Kitas: Weil 

Sprache der Schlüssel zur Welt ist“ und wollen die sprachliche 

Bildung in diesem Bereich weiter fördern. Uns ist es wichtig, 

dass wir Kinder mit sprachlichem Förderbedarf noch mehr in 

den Fokus nehmen.  

-  

 

SPD - Der Kampf gegen Bildungsbenachteiligung muss in allen 

Systemen konsequent stattfinden. Die erste 

Bildungseinrichtung im Leben eines Kindes ist heute die Kita. 

Deshalb werden wir die frühkindliche Bildung weiter ausbauen.  

- Wir wollen, dass Kinder und Jugendliche sicher aufwachsen. 

Wir werden daher Strafrecht und Prävention besser verbinden, 

um Kinder und Jugendliche wirksam zu schützen. Wir brauchen 

Schutzkonzepte unter anderem mit Kinderschutzbeauftragten 

für Kitas, Schulen, Jugendhilfe-Einrichtungen und Vereine und 

werden das durch vom Bund geförderte Pilotprojekte 

unterstützen. Darüber hinaus werden wir unabhängige 

Ombudsstellen einrichten.  

- „Integration ist eine permanente gesellschaftliche, wie auch 

staatliche Aufgabe. Wir möchten allen Menschen, die neu zu 

uns kommen, den Anspruch auf Integrations- und 

Beteiligungsangebote gewährleisten. Für das Miteinander 

stärken wir die Integrations- und Sprachkurse für alle 

zugewanderten Menschen in Deutschland, zu denen sie – 

ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit und ihres 

Aufenthaltsstatus – von Tag eins an Zugang haben sollen. Alle 

Kinder müssen unmittelbar die Möglichkeit erhalten, eine Kita 

zu besuchen“ 
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-  

Die Grünen - „Für jedes Kind einen KiTa-Platz in einer guten KiTa  

Egal, aus welcher Ecke Deutschlands und aus welchem 

Elternhaus, alle Kinder brauchen die Chance auf ein gutes und 

geborgenes Aufwachsen. KiTas haben einen entscheidenden 

Anteil daran. Als Orte früher Bildung schaffen sie Halt, wecken 

Neugier, vermitteln Freude am Zusammensein mit 

Gleichaltrigen und begleiten beim Großwerden. Aus Neugier 

und Entdeckungslust wird hier der Grundstein für Lernen und 

Kompetenzerwerb gelegt. Sie sind die erste Stufe des 

Bildungssystems“ 

- „Mit einem Bundesqualitätsgesetz sorgen wir dafür, dass 

Spitzenqualität in die Einrichtungen kommt, denen wir unsere 

Kleinsten anvertrauen.“ 

- „Kinder brauchen Bewegung und ausreichende 

Bewegungsflächen“ 

- „Die Zeit, die Fachkräfte für die Kinder haben, ist entscheidend 

dafür, dass sich Kinder wohlfühlen und individuell gefördert 

werden können. Deshalb wollen wir mit Mindeststandards 

sicherstellen, dass sich Erzieher*innen und andere 

pädagogische Fachkräfte um höchstens vier unter Dreijährige 

oder neun Kinder ab drei Jahren gleichzeitig kümmern.“ 

- „Darüber hinaus müssen sie genügend Zeit für Vor- und 

Nachbereitung, Zusammenarbeit mit Familien, Netzwerkarbeit 

im Sozialraum und Fortbildungen haben.“  

- „Den Fachkräften in den KiTas stärken wir den Rücken mit 

Fachberatung, Supervisions- und Mentoring-Programmen, 

Lernortkooperationen und Unterstützung für berufliche 

Weiterentwicklung innerhalb des KiTa-Systems.“ 
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- „Damit alle Kinder einen Platz in einer guten und inklusiven KiTa 

bekommen können, wollen wir das Engagement des Bundes 

beim Platzausbau weiterführen und verstärken. Eltern, 

insbesondere Alleinerziehenden, ermöglicht ein 

Kinderbetreuungsplatz gesellschaftliche wie berufliche 

Teilhabe. Der KiTa-Platz muss den Lebens- und 

Arbeitsrealitäten von Eltern gerecht werden. Auch bei Schicht- 

und Wochenendarbeit muss es Angebote geben“ 

- „Kulturelle Bildung muss zu einem elementaren Bestandteil 

unseres Bildungssystems werden. Da die Weichen am Anfang 

gestellt werden, müssen dorthin auch die meisten Ressourcen 

fließen. Vor allem für KiTas und den Primarbereich werden wir 

die Investitionen deutlich erhöhen, auch um den 

Sanierungsstau an Schulgebäuden zu beheben.“ 

- „Werdende Demokrat*innen brauchen Mitmach- und 

Medienkompetenz sowie politische Bildung, die wir als 

Querschnittsaufgaben in Kitas, Schulen und Jugendhilfe 

konzeptionell und finanziell stärken.“ 

-  

BNE 

- „Wir fördern die Umsetzung des UNESCO-Programms Bildung 

für nachhaltige Entwicklung, das weltweit die Integration von 

BNE in alle Bildungsnetzwerke und auf kommunaler Ebene 

vorantreiben soll. BNE ist deshalb in allen Bildungsphasen und 

Bildungsbereichen gemäß des nationalen Aktionsplans BNE zu 

verankern. Um Anreize für Kommunen zu schaffen, werden in 

Kooperation mit den Ländern lokale und regionale 

Bildungsnetzwerke initiiert und unterstützt. Das vom Bund 

geförderte BNE-Kompetenzzentrum begleitet bereits rund 50 

der über 10.000 Kommunen in Deutschland. Es muss gestärkt 

werden, um mehr Kommunen Angebote machen zu können.“ 
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Die Linke - „Allen Kindern muss von Anfang an ganztägig das gemeinsame 

Leben und Lernen mit anderen Kindern in Kindertageseinrich- 

tungen ermöglicht werden. Unabhängig davon, ob und wie 

lange die Eltern arbeiten. Kinder brauchen einen 

Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz in einer Kita. 

Insbesondere während der coronabedingten Kita- 

schließungen wurde deutlich, wie wertvoll frühkindliche Bildung 

für alle ist.“ (S. 47) 

- „Wir brauchen ein Kitaqualitätsgesetz, das beim Kitaausbau die 

Belange der Kinder und der Beschäftigten in den Mittelpunkt 

rückt“ (S. 47) 

- „DIE LINKE fordert einen bundesweit einheitlichen 

Betreuungsschlüssel in Kindertagesstätten von mindestens 

eine*r anwesenden Erzieher*in auf maxi- mal drei Kinder im 

Alter bis zu drei Jahren und mindestens eine*r Erzieher*in auf 

maximal acht Kinder ab drei Jahren.“ (S. 47)  

- „Wir wollen gute, gebührenfreie Kitas (Elternbeitragsfreiheit). 

Allen Eltern muss von der Kommune ein Angebot für einen 

Kitaplatz unterbreitet werden. (S. 47)“ 

- „Alle Kinder sollen täglich kostenloses gesundes, warmes 

Essen erhalten, wie es in einigen Städten bereits praktiziert wird 

(vgl. Kapitel »Landwirtschaft und Ernährung«).“ (S. 47)  

-   

-  

 

FDP - „(Wir Freie Demokraten wollen Schulen und Kitas finanziell 

stärken, indem wir ihre Finanzierung auf drei Säulen stellen: 

einen Sockelbetrag entsprechend der Größe der Einrichtung, 

Bildungsgutscheine, die pro Kind einen Zuschuss gewähren, 

und einen „German Dream“-Zuschuss für Kinder mit niedrigem 

sozioökonomischen Status. Der feste Sockelbetrag garantiert 

die Überlebensfähigkeit gerade von kleineren Schulen im 

ländlichen Raum und die Finanzierung über das Modell der 
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Bildungsgutscheine garantiert eine bedarfsorientierte 

Finanzierung von Bildungseinrichtungen. Zugleich wird ein 

gesunder Wettbewerb gefördert und die Wahlfreiheit der Eltern 

und Kinder gestärkt. Schließlich können die 

Bildungseinrichtungen dank dem „German Dream“- Zuschuss 

eigenverantwortlich individuelle Förderkonzepte für Kinder und 

Jugendliche mit mehr Förderbedarf anbieten. Gleichzeitig 

verhindern wir ein Auseinanderdriften der Schulqualität)“ 

- „Wir Freie Demokraten fordern, dass jedes Kind mindestens ein 

Jahr vor der Einschulung an einem Deutschtest teilnimmt. 

Werden Sprachdefizite zum Beispiel durch Erzieherinnen oder 

Erzieher in Kitas und bei kinderärztlichen Untersuchungen früh 

erkannt, können sie auch frühzeitig durch zielgerichtete 

Fördermaßnahmen ausgeglichen werden. So können wir jedem 

Kind gerechtere Startchancen verschaffen. Zudem fördern wir 

die altersgerechte Vermittlung von Fremdsprachen im 

Kindesalter durch entsprechende pädagogische Konzepte. 

Das Potential von Kindern, spielerisch Sprachen zu erlernen, 

wollen wir stärker fördern.“ 

 

- „Kinder müssen eine frühzeitige MINT-Bildung erhalten. Daher 

fordern wir verpflichtende, qualitativ hochwertige und 

bundesweite Qualitäts- und Bildungsstandards in der 

frühkindlichen MINT-Bildung. Pädagoginnen und Pädagogen 

müssen für experimentelles und forschendes Lernen in allen 

Kitas ausgebildet werden. Wir fordern ein gezieltes 

Maßnahmenpaket für die Förderung von Mädchen und Frauen 

im MINT-Bereich. Außerschulische Initiativen wie das „Haus 

der kleinen Forscher“ wollen wir dabei weiter stärken.“ 
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Probleme im Kita-System anpacken 

 

CDU / CSU X 

SPD - „Auch die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen wird von gut 

ausgebildeten Fachkräften geleistet. Erzieher*innen, 

Lehrer*innen, Sozialpädagog*innen und Beschäftigte in der 

Jugendhilfe machen mit großem Engagement und viel 

Leidenschaft ihre Arbeit, doch auch hier fehlt es an Personal. 

Mit gezielten Impulsen zur Fachkräftesicherung werden wir die 

Länder beim weiteren Ausbau von Kitas, Ganztagsbetreuung 

an Schulen und Jugendeinrichtungen unterstützen. Unser Ziel 

ist es, die Zahl der Nachwuchskräfte in den erzieherischen 

Berufen bis 2030 bundesweit zu verdoppeln. Dafür werden wir 

eine attraktive, vergütete und schulgeldfreie Ausbildung 

schaffen, für mehr Ausbildungskapazitäten an Fachschulen 

und in den Studiengängen zur sozialen Arbeit und 

Kindheitspädagogik sorgen, mehr Karriereoptionen für die 

Fachkräfte schaffen und Beschäftigungsverhältnisse 

anstreben, die eine eigenständige Existenzsicherung 

ermöglichen.“ 

 

Die Grünen - „Die pädagogischen Fachkräfte in KiTas, Horten oder Schulen 

tragen eine hohe Verantwortung, denn sie prägen den 

Lebensweg von Kindern bereits in sehr frühen Jahren 

entscheidend mit. Doch diese Verantwortung spiegelt sich 

noch nicht ausreichend in der Bezahlung der Fachkräfte wider. 

Für die wichtige Arbeit, die Erzieher*innen, Lehrkräfte und 

andere Pädagog*innen im Bildungssystem und in der 

Jugendhilfe leisten, brauchen sie einen guten Lohn und gute 

Arbeitsbedingungen.“ 
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- „Mit einer wirkungsvollen Fachkräfteoffensive wollen wir zudem 

für faire Ausbildungsvergütungen, 

Weiterentwicklungsmöglichkeiten und gute 

Arbeitsbedingungen sorgen, dabei darf die Ausbildung zum 

Erzieherinnenberuf nicht am Schulgeld scheitern.“ 

- „Um den Mangel an pädagogischen Fach- und Lehrkräften mit 

gut qualifiziertem Personal nachhaltig bewältigen zu können, 

wollen wir mit einem Bund-Länder-Programm hochwertige 

Quereinstiegsbildung fördern, bestehende Weiterbildungs- und 

Qualifizierungsangebote stärken und gemeinsame 

Qualitätsstandards sichern.“ 

-  

 

Die Linke - „Wir brauchen dringend mehr Erzieher*innen für eine gute 

Bildung, Erziehung und Betreuung.191 000 Erzieher*innen 

fehlen derzeit.“ (S. 47) 

- „Sozial und Erziehungsberufe müssen aufgewertet werden. Sie 

verdienen größere Wertschätzung, bessere Bezahlung und 

Arbeitsbedingungen. Dazu gehören auch die Anrechnung von 

Vor- und Nachbereitungszeiten sowie Fortbildung und eine 

Vertretung im Krankheitsfall. Der Betreuungsschlüssel muss an 

Personalstärke und Zeitkontingent angepasst werden. Wir 

wollen die Ausbildung als Erzieher*in in der frühkindlichen 

Bildung auf Hochschulniveau anheben. Auch Menschen ohne 

Hochschulzugangsberechtigung sollen Zugang zum Erzieh- 

ungsberuf haben. Für die derzeitige Ausbildung zur Erzieher*in 

wollen wir eine Vergütung und die Abschaffung des 

Schulgeldes, um den Beruf attraktiver zu machen.“ (S.47)  

 

FDP - „Um die Attraktivität des Erzieherberufs zu stärken, schlagen 

wir vor, dass die Ausbildung zur Fachkraft im Bereich der 

frühkindlichen Bildung bundesweit nicht nur schulgeldfrei 

erfolgt, sondern auch vergütet wird. Qualitativ hochwertige 
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Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten werten das Berufsbild von 

Erziehe- rinnen und Erziehern spürbar auf.“  

 

 

 

Für Kinderrechte und eine kinderfreundlichere Gesellschaft? 

 

CDU / CSU Kinderschutz 

- Um Kinder und Jugendliche besser vor sexuellem Missbrauch 

und Gewalt zu schützen, brauchen wir eine groß angelegte 

Aufklärungs- und Sensibilisierungskampagne. Wir wollen, dass 

Kitas und Schulen zu zentralen Schutzorten vor sexueller 

Gewalt werden und verpflichtend sexualpädagogische 

Schutzkonzepte einführen.  

- Wir werden für kinderfreundliche Beschwerdeverfahren und 

geeignete Hilfsangebote auch für traumatisierte Kinder sorgen.  

- Regelmäßige Früherkennungsuntersuchungen eröffnen eine 

Möglichkeit, sexuellen Missbrauch von Kindern aufzudecken. 

Im Falle eines begründeten Verdachts sollte die 

Zusammenarbeit zwischen Ärzten und Jugendhilfe verbessert 

werden.  

- Wir müssen auch in der digitalen Welt unsere Kinder besser 

schützen. Wir werden ihre Medienkompetenz fördern und 

Telemedienanbieter zu besseren Kindesschutzkonzepten 

verpflichten.  

- Es ist uns wichtig, dass Kinderschutz zum Pflichtfach für alle 

wird, die mit Kindern arbeiten: in der Erzieherausbildung, im 

Studium Soziale Arbeit, in der Pädagogik, in der Ausbildung für 

das Familiengericht, im Psychologiestudium und in der 

Ausbildung von Kinderärzten.  

- „Mit einer weiteren Milliarde Euro helfen wir Kindern und 

Jugendlichen, die sozialen und psychischen Folgen der 

Corona-Pandemie zu bewältigen. Die Mittel investieren wir in 



 

 

10 

frühe Bildung, Ferienfreizeiten, Familienerholung und 

zusätzliche Sozialarbeit.“ (S.  81)  

-  

SPD Kindergrundsicherung 

- Wir werden starke Kinderrechte auf Schutz, Beteiligung und 

Förderung und den Vorrang des Kindeswohls im Grundgesetz 

verankern. Wir werden das Wahlalter für junge Menschen auf 

16 Jahre senken. Kinder und Jugendliche müssen auf allen 

Ebenen an politischen Prozessen beteiligt werden und einen 

Anspruch auf echte Beteiligung in kommunalen 

Jugendhilfeausschüssen und Landesjugendhilfeausschüssen 

haben, die gesetzlich in den Kommunalverfassungen verankert 

werden müssen. 

- Um gegen Ernährungsarmut vorzugehen, soll sie für die Kita- 

und Schulverpflegung kostenlos sein. 

Die Grünen - Kinder in den Mittelpunkt  

- Kinder müssen sich bestmöglich und frei entfalten können. 

Dabei haben sie ein Recht auf besonderen Schutz, Förderung 

und Beteiligung. Kinder sind Menschen mit eigenen 

Bedürfnissen, die es zu erkennen und zu stärken gilt. Wir 

werden sicherstellen, dass die Rechte und das Wohl von 

Kindern bei staatlichen Entscheidungen ein größeres Gewicht 

bekommen. Deshalb müssen starke Kinderrechte entlang der 

Grundprinzipien der UN-Kinderrechtskonvention ins 

Grundgesetz. Mit einem Nationalen Aktionsplan für Kinder- und 

Jugendbeteiligung wollen wir sicherstellen, dass alle Kinder und 

Jugendlichen über ihre Rechte informiert sind und unabhängig 

vom soziokulturellen Hintergrund und vom Aufenthaltsstatus 

altersgerecht und niedrigschwellig Beteiligung leben können. 

Kindergrundsicherung 

- In einem reichen Land wie Deutschland darf kein Kind in Armut 

aufwachsen – doch vor allem bei Ein-Eltern-Familien 

(Alleinerziehenden), Geringverdienenden mit Kindern oder 
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Familien mit mehr als zwei Kindern reicht das Geld oft vorn und 

hinten nicht. Kinderarmut bedeutet auch Ausgrenzung, 

Diskriminierung und schlechtere Bildungschancen. Jedes Kind 

verdient unsere Unterstützung, denn Zukunftschancen dürfen 

nicht von der sozialen Herkunft abhängen. Daher werden wir 

eine Gesamtstrategie zur Prävention und Bekämpfung von 

Kinderarmut entwickeln und umsetzen. 

Die Linke - „Wir wollen Kinderrechte im Grundgesetz verankern.“ (S. 30)  

- „Wir wollen die Rechte von trans* und intergeschlechtlichen 

Kindern und Jugendlichen stärken. Der Anspruch auf 

körperliche Unversehrtheit ist ein Grund- und Menschenrecht. 

Alle medizinisch nicht notwendigen Eingriffe an den inneren 

oder äußeren Geschlechtsmerkmalen von Kindern verbieten 

wir. Dazu gehört die Anerkennung der von ihnen selbst 

benannten Geschlechtszugehörigkeit.“ (S. 109) 

Kindergrundsicherung 

- „Kinderarmut ist immer Einkommensarmut der Eltern. Eine gute 

soziale Infrastruktur, gute Löhne und soziale Garantien sind 

wichtige Bestandteile im Kampf gegen Kinderarmut. Dazu 

kommen eine starke Kinder- und Jugendhilfe und eine armuts- 

feste Kindergrundsicherung. Wir besei- tigen Kinder- und 

Jugendarmut mit zwei Ansätzen:  

1. mit finanzieller Unterstützung bei materieller und monetärer 

Armut,  

2. mit infrastrukturellen Angeboten (ÖPNV, Kinder- und 

Jugendfreizeitein- richtungen, Musikschulen, Bibliotheken 

etc.) werden Türen geöffnet und es wird Teilnahme am 

gesellschaftlichen Leben hergestellt – niedrigschwellig, 

barriere- frei, wohnortnah im Lebensumfeld und möglichst 

gebührenfrei. (S.28)“ 
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FDP X 
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